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Zukunft des Sozialstaats: 
Integriertes Transfersystem 
oder Einzelmaßnahmen?*

Forschungsergebnisse

Maximilian Blömer, Lilly Fischer und Andreas Peichl

In Kürze 

Das deutsche Transfersystem ist komplex und führt durch hohen Transferentzug 
häufig zu schwachen Arbeitsanreizen. Der Beitrag vergleicht auf Basis des verhal-
tensbasierten ifo Mikrosimulationsmodells zwei Reformansätze: (1) ein integriertes 
Transfersystem „aus einem Guss“, das Bürgergeld, Wohngeld und Kinderzuschlag 
zusammenführt, sowie (2) eine Teilreform, die lediglich Wohngeld und Kinderzu-
schlag bündelt. Die Simulationsergebnisse zeigen, dass ein integriertes Transfer-
system die Arbeitsanreize deutlich stärkt, die Komplexität reduziert und zugleich 
fiskalische Entlastungen ermöglicht. Die Teilreform erzielt zwar ebenfalls Verbes-
serungen, bleibt jedoch in ihrer Wirksamkeit begrenzt. Die vorgestellten Varianten  
illustrieren damit Optionen für ein transparenteres und effizienteres Transfersystem.

Mit der Einsetzung der Sozialstaatskommission durch das 
Bundesministerium für Arbeit und Soziales hat die Bundes-
regierung eine zentrale Initiative gestartet, um das deutsche 
Transfersystem zu reformieren. Gerade im Niedrigeinkom-
mensbereich bestehen erhebliche Herausforderungen: Viele 
Erwerbstätige erzielen trotz Beschäftigung netto nur geringe 
finanzielle Zugewinne, wenn sie ihre Arbeitszeit ausweiten, 
zusätzliche Tätigkeiten aufnehmen oder in einen besser be-
zahlten Job wechseln. Begrenzte Hinzuverdienstmöglich-
keiten und die sogenannte Teilzeitfalle verdeutlichen, dass 
die bestehenden Regelungen häufig nur schwache Anreize 
zur Ausweitung von Erwerbstätigkeit bieten. Dies trägt nicht 

nur zur Verfestigung von Unterbeschäftigung bei, sondern 
erschwert auch den Übergang von Arbeitslosigkeit oder ge-
ringfügiger Beschäftigung in sozialversicherungspflichtige 
Arbeit. Zugleich ist das Transfersystem durch hohe Kom-
plexität und schwer durchschaubare Regelungen gekenn-
zeichnet, sowohl für Betroffene als auch für die Verwaltung. 
Vor diesem Hintergrund gewinnt die Frage, wie das Trans-
fersystem so ausgestaltet werden kann, dass Arbeitsanreize 
gestärkt werden, neue Aktualität.

Der vorliegende Beitrag fasst aktuelle Forschungsergebnisse 
zur Ausgestaltung des Transfersystems zusammen (Blömer 
et al. 2025). Wir stellen konkrete Reformrechnungen vor, 
die das Ziel haben, Arbeitsanreize gezielt zu verbessern, 
mit besonderem Fokus auf die Hinzuverdienstregelungen. 
Im Zentrum stehen dabei Personen, die dem Arbeitsmarkt 

*	� Der vorliegende Beitrag fasst zentrale Ergebnisse von Blömer et al. (2025), Konzep-
tion eines integrierten Sozialtransfersystems, Studie im Auftrag der IHK für München 
und Oberbayern, ifo Forschungsbericht 159, zusammen. Wir danken Eike Johannes 
Eser für wertvolle Hinweise im Rahmen der Erstellung dieses Beitrags.
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grundsätzlich zur Verfügung stehen.1 Wir zeigen zwei Re-
formansätze: Zum einen ein integriertes Sozialsystem, das 
Bürgergeld, Wohngeld und Kinderzuschlag in einer Leistung 
zusammenführt („Transfersystem aus einem Guss“). Zum 
anderen eine Reformvariante, die – entsprechend der im Ko-
alitionsvertrag beschriebenen Ansätze – lediglich Wohngeld 
und Kinderzuschlag in einer Leistung bündelt. Beide Konzepte 
verfolgen das Ziel, die existierenden Regelungen zu verein-
fachen und Arbeitsanreize durch verbesserte Hinzuverdienst-
möglichkeiten zu stärken. Während das integrierte Konzept 
aus ökonomischer Sicht vorzugswürdig erscheint, stellt die 
partielle Reform eine politisch realistische und gleichzeitig 
kleinere Zwischenlösung dar. Bei beiden Reformansätzen sind 
verschiedene Reformvarianten denkbar. Die Elemente und Er-
gebnisindikatoren für insgesamt fünf ausgewählte Reformva­
rianten werden in Tabelle 1 zusammengefasst. 

Methodisch basiert die Analyse auf dem verhaltensbasier-
ten ifo Mikrosimulationsmodell für Deutschland (ifo Tax and 
Transfer Behavioral Microsimulation Model), das Steuern 
und Transfers detailliert abbildet und mit einem Verhaltens-
modell des Arbeitsangebots und der Transferinanspruch-
nahme verknüpft ist (Blömer und Peichl 2020). Grundlage 
der Simulation ist die SOEP-Welle v39.1 unter Verwen-
dung des Erhebungsjahrs 2019, die rd. 30 000 Personen 
in 15 000 Haushalten umfasst (Goebel et al. 2019).2 Die 
monetären Variablen werden auf Basis der Preis- und Lohn-
entwicklung bis zum Jahr 2025 fortgeschrieben, das als 
Referenzjahr für alle Reformvarianten dient. Damit lassen 
sich die Auswirkungen der Reformoptionen auf individuelle 
Arbeitsanreize, unterschiedliche Haushaltstypen und den 
öffentlichen Haushalt konsistent quantifizieren.

Reformen

Transfersystem aus einem Guss

Ein Reformansatz besteht in der Zusammenführung des bis-
lang zweigeteilten Grundsicherungssystems zu einer einheit-
lichen Transferleistung. Aktuell gibt es das Bürgergeldsystem 

1	� Vgl. Fitzenberger (2024), der die Heterogenität der Leistungsberechtigten betont; 
viele haben multiple Arbeitsmarkthemmnisse (z. B. fehlende Abschlüsse, gesund-
heitliche Einschränkungen, Sprachdefizite, Kinderbetreuung), deren kurzfristige 
Integration andere Stellschrauben erfordert. Unsere Analyse konzentriert sich auf 
arbeitsmarktnähere Gruppen und monetäre Anreize. Die Berechnungen im  
ifo Mikrosimulationsmodell erfolgen für eine repräsentative Stichprobe, wobei das 
Arbeitsangebot nur für Personen geschätzt wird, die grundsätzlich und flexibel dem 
Arbeitsmarkt zur Verfügung stehen. Für Personen mit genannten Erwerbshemm-
nissen wird das Arbeitsangebot als unverändert angenommen. Die ausgewiesenen 
Arbeitsangebotseffekte beziehen sich somit auf Erwerbsfähige sowie bereits Er-
werbstätige und sind dann eher als Untergrenze zu interpretieren, wenn die  
Reformen auch arbeitsmarktfernere Gruppen aktivieren sollten.

2	� Zu Studienbeginn waren die ersten potenziell für die Schätzung des Verhaltens-
modells nutzbaren Nach-Corona-Daten inkl. Gewichte (SOEP v40.1) noch nicht 
verfügbar.

für Haushalte mit keinem oder sehr geringem Einkommen. 
Für Haushalte mit etwas höherem Einkommen entfällt der 
Bürgergeldanspruch, stattdessen haben diese Haushalte An-
spruch auf die Transferleistungen Wohngeld und Kinderzu-
schlag, wenn sich Kinder im Haushalt befinden. Durch solch 
eine Reform würde die gegenwärtige Komplexität reduziert, 
die sich aus dem Nebeneinander zweier Systeme mit jeweils 
vielschichtigen Regelungen ergibt. Der Status quo ist durch 
Überschneidungen und Interaktionseffekte zwischen Bürger-
geld (BG) und ergänzenden Leistungen wie dem Wohngeld 
(WoG) oder dem Kinderzuschlag (KiZ) gekennzeichnet, was 
sowohl für die betroffenen Haushalte als auch für die Ver-
waltung zu Intransparenz und Ineffizienz führt. Alle hier ge-
zeigten Varianten dieser Reformklasse sehen daher die Ab-
schaffung von Wohngeld und Kinderzuschlag vor. Gleichzei-
tig sollen die Hinzuverdienstregeln im Bürgergeld reformiert 
werden. Die weiteren Regelungen des Bürgergeldsystems 
bleiben erhalten. An die Stelle von Bürgergeld, Wohngeld und 
Kinderzuschlag tritt somit eine neue, integrierte Leistung, die 
auf einem reformierten Bürgergeld basiert und ein Transfer-
system „aus einem Guss“ bildet.

Die Ausgestaltung der Reform orientiert sich an klar defi-
nierten Zielgrößen, die sowohl ökonomische Effizienz als 
auch Verteilungsaspekte berücksichtigen. Festzuhalten 
bleibt an dieser Stelle, dass stets Zielkonflikte zwischen 
Arbeitszeit, Partizipation, fiskalischer Belastung und Vertei-
lungsgerechtigkeit bestehen und nicht alle Ziele gleicher-
maßen erreicht werden können. Weitere Varianten und eine 
Diskussion der Stellschrauben, die zu anderen Zielen führt, 
sind in Blömer et al. (2025), Blömer et al. (2023) sowie 
Blömer et al. (2019) enthalten. Im Folgenden stellen wir 
drei Ausgestaltungsmöglichkeiten dieser Reformklasse vor.

A. One size fits all: Flat 65 % – In einer ersten Reform-
variante wird ein Transfersystem betrachtet, das einheit-
lich auf alle Haushalte angewendet wird (One size fits all). 
Diese Variante sieht eine einheitliche Grenzbelastung von 
65 % auf alle Erwerbseinkommen vor. Das bedeutet, dass 
die Bürgergeldbeziehenden von jedem verdienten Euro 
35 Cent behalten dürfen – gegenüber dem bisherigen Bür-
gergeldsystem eine geringere Belastung.

In der Simulation führt dies zu einem spürbaren Anstieg 
des Arbeitsangebots um rd. 125 000 Vollzeitäquivalente 
(VZÄ). Besonders stark reagieren Alleinstehende, während 
kinderlose Paare ihr Arbeitsangebot teils reduzieren. Auch 
Alleinerziehende weiten ihre Erwerbstätigkeit tendenziell 
aus. Fiskalisch ist die Reform in etwa aufkommensneutral.3 

3	� Eine weitere Senkung der Grenzbelastung auf 60 % würde das Arbeitsangebot auf 
über 300 000 Vollzeitäquivalente erhöhen, jedoch eine Mehrbelastung von  
rd. 1,6 Mrd. Euro verursachen.
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Tab. 1
Übersicht Reformvarianten und Indikatorena

A.  
„One size 

fits all” 
Flat 65 %

B.  
Kombinierte

Reform

C.  
Kombinierte

Reform mit 60 %

D. 
 Zusammenlegung  

Wohngeld und  
Kinderzuschlag
(Basisvariante)

E.  
Zusammenlegung  

Wohngeld und  
Kinderzuschlag

(aufkommensneutral)

Reformelemente

Transfersystem aus einem 
Guss (WoG, KiZ, BG)

✓ ✓ ✓

Integration KiZ in WoG ✓ ✓

Ausgestaltung 
Anrechnungsrate 
ggf. nach Subgruppen 
(Grenzbelastung in %)

65 %  
durchgehend

Alleinstehende:
100 % bis 380 Euro; 
darüber 65 %

Paare ohne Kinder: 
100 % bis 380 Euro; 
darüber 80 %

Alleinerziehende: 
70 % bis 380 Euro; 
0 %-Boosterzone je 
Kind; darüber 70 %

Paare mit Kindern: 
65 %

Alleinstehende:
100 % bis 380 Euro; 
darüber 60 %

Paare ohne Kinder: 
100 % bis 380 Euro; 
darüber 80 %

Alleinerziehende: 
70 % bis 380 Euro; 
0 %-Boosterzone je 
Kind; darüber 70 %

Paare mit Kindern: 
60 %

Alleinstehende, 
Paare ohne Kinder:
wie Status quo

Alleinerziehende,
Paare mit Kindern: 
Entzug mit  
Wohngeld 
etwa 60 – 80 %

Alleinstehende, 
Paare ohne Kinder:
wie Status quo

Alleinerziehende,
Paare mit Kindern: 
Entzug mit  
Wohngeld 
etwa 60 – 80 %

Eigenschaften

Verringerung Komplexität ++ ++ ++ o o

Haushaltsspezifisch/ 
zielgerichtet -- ++ ++ -- --

Replikation Status-quo- 
Verteilungsziele -- + + o o

Förderung SV-pflichtige 
Beschäftigungen + ++ ++ + o

Indikatoren Staat/Wirtschaft

Steigerung Arbeits- 
stunden (in Tsd. VZÄ)

+ 
(+125)

++ 
(+149)

+++ 
(+284)

+ 
(+59)

o 
(+28)

Steigerung Partizipation 
(in Tsd. Personen)

++ 
(+172)

+ 
(+117)

++ 
(+247)

+ 
(+72)

o 
(+35)

Fiskalische Einsparungen 
(in Mrd. Euro/Jahr)

o 
(+0,4)

++
(+4,5)

++
(+4,2)

-
(–1,2)

o
(+/– 0)

Indikatoren Private Haushalte

Verfügbare Einkommen, 
Ausgleich/Berücksichti-
gung Subgruppen,  
Verteilungsziele

-- + ++ ++ +

Anstieg Anzahl  
Transferempfänger + o + + +

Verbesserung  
Zielgenauigkeit  
Inanspruchnahme

+ ++ + o o

a WoG: Wohngeld; KiZ: Kinderzuschlag; BG: Bürgergeld; Aufschlüsselung der Symbole: Eigenschaft bzw. Indikator wird... - - stark verletzt, - verletzt,  
o neutral, + erreicht, ++ gut erreicht, +++ sehr gut erreicht. Die gezeigten Varianten entstammen Blömer et al. (2025). Details und weitere Ergebnisse sind 
dort zu finden; im Einzelnen für A. Flat 65 % (S. 17), B. die kombinierte Reform (S. 24 – 30), C. kombinierte Reform mit 60  % (S. 47 – 48), D. Zusammenle-
gung Wohngeld und Kinderzuschlag (S. 31 – 35) und E. Zusammenlegung Wohngeld und Kinderzuschlag (aufkommensneutral) (S. 36).

Quelle: ifo Mikrosimulationsmodell; SOEP v39.1.� © ifo Institut
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Im Durchschnitt ergibt sich ein geringer Einkommenszu-
wachs von rd. 25 Euro pro Jahr, wobei die Verteilungs- 
effekte heterogen ausfallen. Insbesondere Alleinerzie-
hende und kinderlose Paare sind im Schnitt leicht schlech-
ter gestellt. Die Ergebnisse zeigen, dass eine einheitliche 
Grenzbelastung, auch wenn diese mit „nur“ 65 % bereits 
recht generös ausgestaltet ist, verschiedene Verteilungs-
ziele des Status quo nicht mehr erreicht.4

B. Kombinierte Reform – Die kombinierte Reform ist 
differenzierter ausgestaltet und berücksichtigt die Haus-
haltsstruktur stärker als die einfache Reformvariante.5 Wie 
im Status quo werden die Hinzuverdienstregeln nach der 
Existenz minderjähriger Kinder differenziert, zusätzlich nun 
auch nach deren Anzahl bei Alleinerziehenden sowie nach 
der Zahl der Erwachsenen im Haushalt.

Tabelle 1 zeigt die konkreten Hinzuverdienstregeln: Ein 
voller Entzug bis 380 Euro schafft eine klare Schwelle 
und stärkt Anreize zu regulärer Beschäftigung. Oberhalb 
dieses Betrags gelten abgestufte Entzugsraten – 65 % für 
reaktionsstarke Gruppen (v. a. Alleinstehende) und 80 % 
für kinderlose Paare – zur Wahrung der fiskalischen Trag-
fähigkeit. Für Alleinerziehende glättet ein kindbezogener 
Booster Sprungstellen und verhindert Schlechterstel-
lungen; seine Höhe orientiert sich am KiZ-Höchstbetrag 
(2025: 297 Euro).

Die Reform beruht für die meisten Haushalte auf drei Para-
metern und vereinfacht das System gegenüber den heu-
tigen, über mehrere Leistungen verteilten Hinzuverdienst- 
regelungen deutlich. Die gruppenspezifische Ausgestal-
tung der Hinzuverdienstregeln repliziert bewusst auch 
die bestehenden Verteilungsziele des Status quo. Damit 
soll eine generelle Schlechterstellung der bisherigen Be-
ziehenden des Kinderzuschlags und Wohngelds sowie 
größerer Gruppen bisheriger Leistungsberechtigter im Ver-
gleich zur aktuellen Regelung vermieden werden.

Die kombinierte Reform führt zu einem deutlichen Anstieg 
des Arbeitsangebots: Die geleisteten Arbeitsstunden stei-
gen um rd. 149 000 Vollzeitäquivalente, die Erwerbsbe-

4	� Für Alleinerziehende besteht eine besondere Problemlage im Status quo: Kindes-
unterhalt wird im Bürgergeld vollständig, im Kinderzuschlag jedoch nur zu 45 % an-
gerechnet. Dies führt zu ausgeprägten Sprungstellen in den Brutto-Netto-Verläufen, 
die mit steigender Kinderzahl zunehmen und einer gezielten Reform bedürfen.

5	� In Peichl et al. (2023, Box auf S. 109) findet sich eine juristische Einordnung zur 
Gleich- und Ungleichbehandlung bei der Gestaltung des Transferentzugs. „Kom-
biniert“ bedeutet hierbei, dass verschiedene Varianten der Hinzuverdienstregeln 
kombiniert wurden und je nach Haushaltszusammenhang gelten. Auch im aktuellen 
System bestehen – neben erheblichen Differenzen in der grundsätzlichen Leis-
tungshöhe – bereits ähnliche haushaltsspezifische Ungleichbehandlungen beim 
Transferentzug: Im Bürgergeld sinkt beispielsweise der Selbstbehalt für Kinderlose 
bei 1 200 Euro auf 10 %, während er bei Haushalten mit Kindern erst ab 1 500 Euro 
auf 10 % sinkt.

teiligung um 117 000 Personen. Positive Effekte zeigen 
sich über nahezu alle Haushaltstypen hinweg, besonders 
stark bei Alleinstehenden (+ 123 000 VZÄ), während Paare 
mit und ohne Kinder geringere Veränderungen aufweisen. 
Die Verschiebungen erfolgen vor allem aus Arbeitslosigkeit 
und geringen Stundenkategorien in reguläre Vollzeit. Fis-
kalisch ergibt sich unter Berücksichtigung der Verhaltens-
anpassungen eine Entlastung der öffentlichen Haushalte 
von rd. 4,5 Mrd. Euro. Haupteffekte entstehen durch den 
Wegfall von Wohngeld und Kinderzuschlag (zusammen 
7,6 Mrd. Euro) sowie Mehreinnahmen aus Sozialbeiträgen 
(+ 1,9 Mrd. Euro), während höhere Ausgaben für das neue 
Bürgergeld und Grundsicherung im Alter gegenzurechnen 
sind.

Ohne Verhaltensanpassungen würde das verfügbare Ein-
kommen im Schnitt sinken, durch die positiven Arbeits-
angebotsreaktionen bleibt es jedoch nahezu unverändert. 
Die Verteilungswirkungen sind gering: Der Gini-Koeffizient 
und das P90/P10-Verhältnis bleiben stabil. Insgesamt ver-
ringert sich die Zahl der Haushalte mit Anspruch deutlich 
(– 3 Mio.), während die Inanspruchnahmequote steigt. Da-
mit stärkt die Reform die Arbeitsanreize, entlastet die öf-
fentlichen Haushalte und erhöht zugleich die Zielgenauig-
keit des Transfersystems. 

C. Kombinierte Reform mit 60 % – In einer Variante der 
kombinierten Reform senken wir die Grenzbelastung für 
Haushalte ohne Kinder auf 60 % (statt 65 %). Diese Variante 
der kombinierten Reform stärkt weiter die zentrale Zielgröße 
Arbeitsangebot. Das Arbeitsangebot steigt im Aggregat um 
rd. 284 000 VZÄ, und auch fiskalisch bleibt eine substan-
zielle Entlastung erhalten (4,2 Mrd. Euro). Die Zahl der tat-
sächlich unterstützten Haushalte nimmt in dieser 60 %-Va-
riante zu (um ca. 600 000), während die Zahl der Haushalte 
mit Anspruch in den Grundsicherungssystemen um knapp 
1,7 Mio. sinkt; die Inanspruchnahmequote erhöht sich um 
rd. 13 Prozentpunkte. Bezüglich der Zielgrößen „Arbeits-
angebot“ und „fiskalische Kosten“ handelt es sich insgesamt 
um eine sehr ausgewogene Reformvariante.

Zusammenlegung Kinderzuschlag und Wohngeld

Politische und administrative Nebenbedingungen schrän-
ken den Spielraum für Reformen oft ein. Solche Neben-
bedingungen ergeben sich häufig durch Vorgaben zu 
Ressortzuständigkeiten, Verteilungszielen oder zum Erhalt 
des zweigliedrigen Leistungssystems. Die verfügbaren 
Reformhebel sind damit kleiner. Entsprechend fallen auch 
die potenziellen Effekte auf Arbeitsanreize und fiskalische 
Einsparungen geringer aus. Der nun vorgestellte Reform-
ansatz wählt daher einen pragmatischen Weg: Er soll 
mit vertretbarem Aufwand Schnittstellen reduzieren und 
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Arbeitsanreize verbessern. Der Koalitionsvertrag nennt 
in diesem Zusammenhang ausdrücklich die Zusammen-
führung von Wohngeld und Kinderzuschlag als Ziel einer 
besseren Abstimmung sozialer Leistungen (CDU, CSU und 
SPD 2025, S. 15).

D. Basisvariante – Zweckmäßig erscheint eine Integration 
des Kinderzuschlags in das Wohngeldsystem. Der Kinder-
zuschlag entfällt als eigenständige Leistung; seine Logik 
wird additiv in die bestehende Wohngeldformel aufgenom-
men.6 Die Kinderkomponente ergibt sich aus der Summe 
der KiZ-Höchstbeträge je Kind (inkl. Sofortzuschlag von 
297 Euro) abzüglich 45 % der anzurechnenden Einkom-
men der Kinder. Für Haushalte ohne Kinder bleibt das Sys-
tem wohlgemerkt unverändert.

Gegenüber dem Status quo steigen die geleisteten 
Arbeitsstunden insgesamt um 59 000 Vollzeitäquivalente, 
während das Budget des Staates nach Berücksichtigung 
zusätzlicher Beitrags- und Steueraufkommen nur moderat 
belastet wird. Die durchschnittlichen verfügbaren Einkom-
men nehmen entsprechend der Reform in jedem Fall zu. 
Bei den Empfängerzahlen resultiert ein geringer Rückgang 
der Transferbeziehenden beim Bürgergeld und eine leichte 
Verschiebung in Richtung der neuen zusammengelegten 
Leistung aufbauend auf dem Wohngeld.

E. Aufkommensneutrale Variante – Zur Feinsteuerung 
lassen sich skalierte Varianten der Kinderkomponente 
einsetzen. In der hier vorgestellten Variante wird die Kin-
derkomponente mit einem Faktor von 70 % gewichtet, so 
dass die Leistung anfangs etwas niedriger ausfällt. Diese 
Variante verbessert das Verhältnis zwischen Arbeitsanreiz 
und Budgetwirkung: So steigt das Arbeitsangebot noch 
um etwa 28 000 Vollzeitäquivalente und die Reform er-
reicht gleichzeitig Aufkommensneutralität.

Fazit

Das heutige Transfersystem ist durch hohe institutionelle 
Komplexität, geringe Transparenz und teils sehr hohe 
effektive Grenz- und Partizipationsbelastungen gekenn-
zeichnet. Vor diesem Hintergrund verfolgen die beiden 
untersuchten Reformansätze das Ziel, Arbeitsanreize zu 
stärken, die Systemlogik zu vereinfachen und gleichzeitig 
die öffentlichen Haushalte nicht zu belasten.

Diesen Zielen folgend erweist sich ein integriertes Trans-
fersystem „aus einem Guss“ (Zusammenführung von Bür-

6	� Die Wohngeldformel wird ergänzt durch eine Kinderkomponente KB, so dass sich 
das Wohngeld als max[1,15(M − (a + bM + cY )Y ) + KB ; 0] berechnet, wobei M  
die berücksichtigungsfähige Miete (inkl. Heizkostenkomponente) ist, Y das maßgeb-
liche Gesamteinkommen und a, b und c Parameter entsprechend der bestehenden 
Wohngeldformel sind.

gergeld, Wohngeld und Kinderzuschlag bei reformierten 
Hinzuverdienstregeln) als bevorzugter Ansatz. Ein alterna-
tiver Reformansatz besteht in der Zusammenführung von 
Wohngeld und Kinderzuschlag zu einer einheitlichen Leis-
tung. Dieser Ansatz liefert ebenfalls Verbesserungen, bleibt 
aber bei den Zielgrößen Arbeitsangebot, systemische Ver-
einfachung und fiskalische Einsparungen deutlich hinter 
dem Reformansatz eines integrierten Transfersystems „aus 
einem Guss“ zurück.

Wir beleuchten in diesem Beitrag exemplarisch fünf aus-
gewählte Reformausgestaltungen. Sie verdeutlichen, 
wie stark die Ergebnisse von den konkreten Parametern 
und Zielsetzungen abhängen. Je nach politischer Priori-
tät (etwa stärkere Arbeitsanreize, höhere Verteilungsge-
rechtigkeit oder fiskalische Neutralität) lassen sich die 
Stellschrauben unterschiedlich justieren. So wäre bei-
spielsweise auch ein aufkommensneutrales integrier-
tes Transfersystem „aus einem Guss“ denkbar, das die 
Schlechterstellungen stärker begrenzt oder zu deutlichen 
Besserstellungen führt. Die vorgestellten Varianten zeigen 
damit nicht die einzig möglichen Reformpfade, sondern 
illustrieren die Spannbreite potenzieller Gestaltungsoptio-
nen auf dem Weg zu einem transparenteren, arbeitsanreiz-
freundlicheren und effizienteren Transfersystem. •
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